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DAS AUSSERGEWÖHNLICHE WETTER des heurigen Winters und die Veröffentli­
chung des Stern-Reports zu den fatalen Folgen des Klimawandels im Oktober 
20061 machten das Klimaproblem zu einem Hauptthema der Medien. Was von 

Klimaforschern und Umweltbewegungen seit vielen Jahren eingemahnt wird, ist als un­
bestritten anzusehen: Es besteht dringlicher Handlungsbedarf. Dennoch werden Maß­
nahmen nur halbherzig gesetzt. Dies gilt nicht nur für die Gesellschaft, sondern auch für 
die Kirche. Obwohl das Motiv der Schöpfungsbewahrung ein Kernthema des biblischen 
und christlichen Glaubens ist und der Konziliare Prozeß betont, daß das Engagement für 
die Schöpfung folglich unverzichtbarer Teil der kirchlichen Identität und des kirchlichen 
Vollzugs ist, sind die theologische Beschäftigung mit Schöpfungsverantwortung und 
die pastorale Schwerpunktsetzung eher ein Randphänomen geblieben. Neue Impulse 
scheinen also insbesondere für die Pastoral nötig zu sein. Deshalb hat sich die diesjäh­
rige Österreichische Pastoraltagung in Salzburg, an der 270 Personen aus Österreich 
und anderen europäischen Ländern teilnahmen, diesem Thema der Schöpfungsverant­
wortung als pastoraler Herausforderung gewidmet. Die Pastoraltagung ist die jährliche 
Veranstaltung der Österreichischen Pastoralkommission, einem Beratungsgremium der 
Österreichischen Bischofskonferenz, und wird organisiert vom Österreichischen Pasto­
ralinstitut. 

Unseren Händen anvertraut 
Die Vorträge, Diskussionsgruppen und Workshops beschäftigten sich mit der Darstel­
lung der Umweltproblematik, deren theologischen Relevanz und ethischen Beurteilung 
sowie mit den pastoralen Chancen der Betonung von Schöpfungsverantwortung. 
Das ökologische Engagement der Kirchen stellt insbesondere deshalb eine besondere 
pastorale Herausforderung und Chance dar, weil die Umweltproblematik ein Bereich 
ist, in dem die Gesellschaft positive Erwartungen an die Kirchen formuliert. Daher hatte 
das erste Referat die Aufgabe, die Wahrnehmung der Umweltproblematik zu schärfen, 
das Umwelthandeln säkularer Bewegungen aufzuzeigen und zu verdeutlichen, welche 
Hoffnungen und Wünsche die Zivilgesellschaft bei diesen Fragen an die Kirchen richtet. 
Dies leistete Angelika Zähmt, Vorsitzende des Bundes für Umwelt und Naturschutz in 
Deutschland und Mitglied im nationalen Rat für nachhaltige Entwicklung. Sie betonte, 
daß erst die ökologische Krise uns zur «Menschheit» mache, weil sie uns zwinge, gemein­
sam zu handeln. Dabei sei der Gerechtigkeitsaspekt zentral: Der Klimawandel zwinge 
die Menschheit zu mehr globaler Gerechtigkeit. Denn beispielsweise sei es für China 
und Indien eine Zumutung, ihnen abzuverlangen, zugunsten des Klimaschutzes auf die 
nun erstmals mögliche enorme wirtschaftliche Entwicklung zu verzichten. Die Verant­
wortung müsse vor allem auch von den Industrieländern wahrgenommen werden. Hier 
seien die massiven Umweltprobleme zwar mittlerweile in den Medien und im Bewußt­
sein der Bevölkerung angekommen, auf das Handeln habe dieses Wissen aber nur in 
einem unbefriedigenden Ausmaß Auswirkungen.. 
Hier liege die unverzichtbare Aufgabe für die Kirchen. Denn einerseits seien die Beseiti­
gung von Armut und die Bewahrung der Schöpfung nicht nur eine Frage der technischen 
und ökonomischen Effizienz, sondern setzten einen maßvollen Lebensstil voraus, zu 
dem die Kirchen motivieren könnten. Diese verfügten über das Wissen, daß der Mensch 
durch einen nachhaltigen, maßvollen Lebensstil mehr Lebensqualität und -fülle gewinne, 
und hätten glaubwürdige Beispiele anzubieten. Andererseits müsse die gesellschaftlich­
politische Leitkategorie der Ökonomie problematisiert und gewandelt werden. Denn 
entgegen der dominanten politischen Position, Umweltschutzmaßnahmen seien notwen­
dig, aber nur in einem Umfang gerechtfertigt, der das Wirtschaftswachstum nicht störe, 
gehe es darum, daß sich die Wirtschaft innerhalb der ökologischen Grenzen entwickle. 
Hier komme den Kirchen ein besonderes kritisches Potenzial zu.2 

Die weiteren Referate suchten die theologische Auseinandersetzung mit dieser säku­
lar eingeforderten christlichen Schöpfungsverantwortung. Weil die Moral Ausdruck des 
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Glaubens ist, sollten zunächst die dogmatischen Grundlagen der 
Rede von Schöpfungsverantwortung erläutert werden. Unter dem 
Titel «Gottes Schöpfung - Gabe und Sendung» zeigte Dorothea 
Sattler, Professorin am Ökumenischen Institut der Universität 
Münster/Westf., zunächst, daß literarische Texte in Bezug auf die 
Schöpfung vor allem von drei Motiven handeln: primär von der 
Trauer um das verlorene Paradies, zudem vom Staunen über die 
Wunder der Natur und schließlich von der Suche nach Gott in den 
Weiten des Alls. Biblische Schöpfungserzählungen und -hymnen 
seien darüber hinaus Verkündigungstexte, die aus dem gläubigen 
Versuch, das Leben unter der Annahme eines Gebers zu verste­
hen, den Hirtendienst der Menschen in der Schöpfung betonen. 
Als einen zentralen Aspekt einer christlichen Schöpfungs-Sote-
riologie nannte Sattler folglich die Hoffnung auf universale Voll­
endung. So schließe die Verheißung des «neuen Himmels und der 
neuen Erde» die gesamte Schöpfung mit ein, also beispielsweise 
auch die Tiere. Dieser Aspekt sei allerdings von der Kirche ver­
nachlässigt worden, was auch eine Ursache für Schwierigkeiten in 
der Verkündigung sei. Denn für viele Menschen erscheine heute 
der Reinkarnationsgedanke weitaus plausibler als die christliche 
Auferstehungshoffnung, die in der Regel ausschließlich auf den 
Menschen bezogen werde. 
Der Glaube an den Schöpfer impliziert die christliche Sorge für 
die Schöpfung. Dies ist zunächst von sozialethischer Relevanz. 
Daß es im christlichen Verständnis nicht um eine Erlösung von der 
Schöpfung, sondern um die Erlösung der Schöpfung geht, betonte 
folglich auch Markus Vogt, Professor für Christliche Sozialethik 
mit Schwerpunkt Umweltethik in Benediktbeuern und Leiter der 
Clearingstelle Kirche und Umwelt, in seinem Referat zum Thema 
«Wovon leben wir? - Schöpfungsverantwortung im Spannungs­
feld von ökologischen, sozialen und wirtschaftlichen Fragen.» 
Durch die Umweltkrise sei es zur Wiederentdeckung des Schöp­
fungsglaubens gekommen. Im Kern gehe es dabei also um die 
Gottesfrage. Daher sei die Frage zentral, inwieweit die ökologi­
sche Krise als ein von Gott gegebener Kairos, d.h. als «Zeichen 
der Zeit» aufzufassen sei. Für den theologischen Blick auf Um­
weltfragen müsse die Umweltkrise also den Kriterien für die 
«Zeichen der Zeit» entsprechen. Dabei seien «Zeichen der Zeit» 
als christlich interpretierte Phänomene zu verstehen, die erstens 
die jeweilige Zeit prägten, historisch signifikant und universal 
bedeutsam seien; die zweitens einen wesentlichen Aspekt des 
Menschseins beträfen, insofern sie von Leiderfahrungen ausgin­
gen; die drittens durch eine spezifische Deutung von geschicht­
lichen Fakten oder Naturereignissen zu neuen Erfahrungen 
würden, nämlich zu Erfahrungen, in denen sich das Wirken des 
Geistes Gottes manifestiere; die viertens sich als Krisen darstell­
ten, die eine neue Entscheidung des Menschen herausforderten 
und sich daher nicht hinreichend aus einer distanzierten Position 
heraus erkennen ließen. 
Markus Vogt folgerte, daß die ökologische Krise als solche noch 
kein Zeichen der Zeit sei, zu einem solchen aber werden könne, 
wenn die Möglichkeiten für Gott und für das Menschsein auf­
leuchteten. Hier sei die Kirche bei ihrer eigenen Sache, weil es um 
das Aufspüren des Rettenden gehe. Dies werde aber verkannt, 
wenn Schöpfungsverantwortung als pastorale Vorfeldarbeit und 
nicht als Kernaufgabe verstanden werde. 
Daraus schloß M. Vogt methodische Konsequenzen für eine öko-
pastorale Kairologie, die von vorrangiger Bedeutung sei. Denn 
im Hinblick auf den Dreischritt Sehen - Urteilen - Handeln bzw. 
auf P.M. Zulehners Grundperspektiven Kairologie - Kriteriologie 
- Praxeologie3 ortet M. Vogt die massivsten Schwierigkeiten auf 
1 Nicholas Stern, The Economics of Climate Change. The Stern Review. 
Cambridge University Press, Cambridge 2007. http://www.hm-treasury. 
gov.uk/independent_reviews/stern_review_economics_climate_change/  
stern_review_report.cfm [18.1.2006]. 
2 Vgl. Der Klimawandel. Brennpunkt globaler, intergenerationeller und 
ökologischer Gerechtigkeit. Ein Expertentext zur Herausforderung des 
globalen Klimawandels. Mit einem Geleitwort des Vorsitzenden der Deut­
schen Bischofskonferenz. Hrsg. vom Sekretariat der deutschen Bischofs­
konferenz (Kommission für gesellschaftliche und soziale Fragen/Kommis­
sion Weltkirche 29). Bonn 2006. 

Der am 30. Oktober 2006 durch eine Vorauspublikation zu­
gänglich gemachte und dann im Januar 2007 veröffentlichte 
Bericht «The Economics of Climate Change», herausgegeben 
von Nicholas Stern, konzentriert sich auf zwei Themenberei­
che.1 Er faßt einmal die Forschungen über den Zusammen­
hang von Treibhausgasen und Klimaveränderung zusammen 
und stellt fest, daß nur mit einem globalen und gemeinsamen 
Handeln auf die gegebene Problemlage reagiert werden kann. 
Dann stellt er die ökonomischen und politischen Rahmenbe­
dingungen dar, die für ein solches Handeln notwendig sind. 
Die Beobachtungen und Schlußfolgerungen des «Stern Re­
view» werden durch die in den letzten Wochen veröffentlich­
ten zwei Teilberichte des Intergovernmental Panel on Climate 
Change (IPCC) bestätigt und breiter dargelegt. Das IPCC wur­
de 1988 von der World Meteorológica! Organization (WMO) 
und dem United Nations Environment Programm (UNEP) 
gegründet. Seit 1990 wurden im Abstand von fünf Jahren Be­
richte (Assessment Reports) über globale Erwärmung und den 
Klimawandel veröffentlicht.2 Der erste Teilbericht des Vierten 
Assessment Reports, der am 2. Februar 2007 publiziert wur­
de, beschäftigt sich mit den wissenschaftlichen Erforschungen 
über den Klimawandel. Der zweite Teilbericht, am 6. April 
2007 veröffentlicht, untersucht, wie Natur und Mensch vom 
Klimawandel (positiv wie negativ) betroffen sind und be­
schreibt die Möglichkeiten von Anpassungsprozessen. Der 
dritte Teilbericht, der am 4. Mai 2007 veröffentlicht werden 
wird, untersucht, auf welche Art und Weise die globale Er­
wärmung vemindert werden kann und beschreibt die ökono­
mischen Rahmenbedingungen für einen solchen Prozeß. Der 
vierte Teilbericht, der am 16. November 2007 erscheinen soll, 
wird eine Synthese der einzelnen Berichte umfassen. 
Für die an den Arbeiten des IPCC beteiligten Wissenschaftler 
ist der Zusammenhang von durch menschliches Handeln pro­
duzierten Treibhausgasen (vor allem Kohlendioxid) und der 
globalen Erwärmung der letzten 50 Jahre unstrittig. Der Koh­
ledioxidgehalt der Luft hat seit 1750 um 35% zugenommen, 
wobei die Zuwachsrate der letzten 10 Jahre die größte seit 
fünfzig Jahren ist. 78% der Erhöhung gehen auf die Nutzung 
fossiler Brennstoffe zurück und 22% auf Landnutzungsände­
rungen. Andere Treibhausgase (z.B. Methan, das seit 1750 um 
148% und Lachgas, das im gleiche Zeitraum um 18% zuge­
nommen hat) machen zusammen etwa halb so viel aus wie der 
Kohlendioxid-Anstieg. Die für den Klimawandel verantwortli­
chen Änderungen der Strahlungsbilanz werden vorwiegend 
durch Kohlendioxid verursacht, während Änderungen der so­
laren Einstrahlung nur eine geringe Wirkung haben. Der zwei­
te Teilbericht beschreibt nicht nur eine Reihe von schon heute 
beobachtbaren Folgen des Klimawandels für die Bereiche 
Wasserkreislauf, Ökosystem, Nahrungsmittelproduktion, Mee­
resküsten und Gesundheit, sondern formuliert gleichzeitig 
eine Reihe von Prognosen für die zukünftige Entwicklung ein­
zelner Regionen. Dabei hängen die Ergebnisse der Prognosen 
von der Kombination von Klimamodellen mit Energienut­
zungsszenarien ab. So rechnet man für das letzte Jahrzehnt des 
21. Jahrhunderts für die globale Erwärmung mit einer Erwär­
mung von 1,1 bis 2,9° C im niedrigsten und von 2,4 bis 6,4° C im 
höchsten Szenario. Wenn heute die Abgabe von Kohlendioxid 
sofort eingestellt würde, würde wegen der Trägheit des Klima­
systems in den nächsten zwei Jahrzehnten ein Temperaturan­
stieg von bis 0,6° C erfolgen. Die Trägheit des Systems ist ein 
wichtiger Faktor, der bei der Einschätzung der Folgen mensch­
lichen Handelns beachtet werden muß. Nikolaus Klein 

1 Vgl. Nicholas Stern, The Economics of Climate Change. The Stern Re­
view. Cambridge University Press, Cambridge 2007. 
2 Website: www.ipcc.ch. Kommentare zu den Publikationen des IPCC 
wurden von der Union of Concerned Scientists (www.ucusa.org) ver­
öffentlicht. Vgl. Kerry Emanuel, Phaeton's Reins. The human hand in 
climate change (Boston Review. January/February 2007). 
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der Ebene des Sehens/der Kairologie, also der Bereitschaft und 
Fähigkeit, sich auf die Sachebene einzulassen und diese wahrzu­
nehmen. 
Notwendig sei daher eine «Schulung der Sinne». Die eigentliche, 
spezifische Aufgabe der Kirche sei es nicht, moralische Appelle 
zu liefern. Vielmehr müsse die Kirche ein Ort sein, wo die Men­
schen zur Ruhe kämen, um die Zeichen der Zeit wahrzunehmen. 
Die Kirche sei als «Hörende» gefragt, damit sich die Fakten der 
Schöpfungsbedrohung in die Wahrnehmung von Zeichen der Zeit 
wandelten. Der ethische Kristallisationspunkt liege dabei in der 
Gerechtigkeit, für die die Umweltkrise eine zentrale Herausfor­
derung darstelle. Insbesondere der Klimawandel sei als Brenn­
punkt globaler und intergenerationeller Gerechtigkeit und die 
Ressourcenkonflikte als eine Gefährdung des Friedens ernst zu 
nehmen. 

Pastorale und sozialethische Perspektiven 

M. Vogt leitete daraus pastorale und sozialethische Perspekti­
ven für die von Papst Johannes Paul II. beim Angelusgebet am 
25.8.20024 angesprochene «ökologische Berufung» der Christin­
nen ab. In der Pastoral sei Nachhaltigkeit als Wegweiser und Leit­
bild für die Kirche zu betonen. Dies erweise sich insbesondere 
deshalb als dringlich, weil die Kirche in ihrem Kernbereich der 
Schöpfungsverantwortung keine Vorreiterrolle spiele, sondern 
ein Nachzügler sei. Wie früher bei anderen zentralen Anliegen, 
wie etwa den Menschenrechten, werde nun der Kernbereich der 
Schöpfungsverantwortung von außen an die Kirche herange­
tragen und großteils gegen ihren Widerstand eingemahnt. Die 
Grundvoraussetzung für eine konstruktive Rolle der Kirche in 
den anstehenden Lernprozessen sei es, daß die Kirche die Situa­
tionsdeutung akzeptiere, daß sie ihren Auftrag in diesen Fragen 
zum Gutteil verpaßt habe. Aus dieser produktiven Verunsiche­
rung heraus könne die Kirche ihre motivierende, kritisierende 
und integrierende Kompetenz in die Umweltarbeit einbringen. 
Die Herausforderungen für die Sozialethik seien in folgenden 
Punkten zu sehen: 
Erstens: Gerechtigkeit lasse sich heute nicht mehr ohne Ökologie 
denken: Es gebe keine Gerechtigkeit ohne Ökologie und keine 
Ökologie ohne Gerechtigkeit. 
Zweitens: Die Betonung der Bedeutung und der Möglichkeiten 
eines qualitativen Wachstums müsse die einseitige Ausrichtung 
am quantitativen Wirtschaftswachstum ablösen. 
Drittens: Es müsse der Anschluß an die naturwissenschaftliche 
Forschung verstärkt werden, wobei die Integration in die Theolo­
gie z.B. durch die Prozeßtheologie geleistet werden könne. 
Die Pastoraltheologie sei an der Frage zu entfalten: Wovon leben 
wir? Der ökologische Klimawandel fordere einen «geistlich-gei­
stigen» Klimawandel. Dafür sei das Wissen unverzichtbar, daß wir 
genug an Gaben haben. Auch hier gehe es demnach um die Wie­
derentdeckung des Schöpfungsglaubens. 

Handlungsfelder 

Diese stärkere pastorale Verankerung der Schöpfungsverant­
wortung war neben der theologischen Auseinandersetzung das 
Hauptanliegen dieser Tagung. Deshalb waren praxisbezogene Tei­
le vorgesehen, in denen Schwerpunkte der kirchlichen Umweltar­
beit, gelungene Projekte und Reflexionen der Praxis eingebracht 
wurden, um an Modelle einer gelungenen pastoralen Integration 
der Schöpfungsverantwortung anzuknüpfen und die motivierende 
Kraft dieser Erfahrungen zu nutzen. Ernst Sandriesser, Sprecher 
der Umweltbeauftragten der österreichischen Diözesen, zeigte das 
langjährige Bemühen um Schöpfungsverantwortung auf verschie­
denen Ebenen (Europa, Österreich, einzelne Diözesen, Pfarren 
3 P. M. Zulehner, Pastoraltheologie. Band. 1: Fundamentalpastoral. Kirche 
zwischen Auftrag und Erwartung. Düsseldorf 1989,15. 
4 Papst Johannes Paul II, Ángelus, 25.8.2002. http://www.vatican.va/holy_  
father/john_paul_ii/angelus/2002/documents/hf-ip-ii_ang_20020825_ 
ge.html. [18.1.2006]. 

und Einrichtungen) auf. Pfarrmoderator Alfred Achleitner stellte 
die umfassende Berücksichtigung der Schöpfungsverantwortung 
in der neuen Pfarre Wels-St. Franziskus vor. Gotthard Dobmeier, 
Sprecher der Umweltbeauftragten der bayerischen Diözesen und 
der Arbeitsgemeinschaft der Umweltbeauftragten der deutschen 
Diözesen, gab einen Einblick in die Möglichkeiten und Heraus­
forderungen der kirchlichen Beteiligung «am Tisch der Umwelt-
schützerlnnen». 
Der letzte inhaltliche Teil der Tagung hatte das Ziel, die individual-
ethische Relevanz zu verdeutlichen. Denn zum einen setzen die 
notwendigen ökologischen Maßnahmen einen Bewußtseinswan­
del voraus; andererseits betrifft das Thema der Schöpfungsverant­
wortung die Frage nach dem gelungenen Leben. Im Abschlußre­
ferat unter dem Titel «Des Lebens Fülle kosten. Unterwegs zu 
schöpfungsverträglichen Lebensstilen» schloß Michael Rosenber­
ger, Professor für Moraltheologie in Linz, an der eingangs von An­
gelika Zahrnt geforderten Veränderung unserer Lebensstile an. 
Die Umweltprobleme seien nicht durch mehr technische Effizi­
enz zu bewältigen. Am Beispiel der Mobilität sei deutlich, daß der 
Umweltvorteil des technischen Fortschritts in Gestalt sparsame­
rer Automotoren durch den wachsenden Verkehr verlorengehe. 
Demnach sei unser Lebensstil dafür verantwortlich, daß die Insuf­
fizienz die Effizienz aufhebe. Damit stelle sich die Frage, wie eine 
Wende, also die Veränderung des Lebensstils, möglich werde. Hier 
komme den Kirchen bzw. den Religionen eine unersetzbare Rolle 
zu, weil sie wie keine andere gesellschaftliche Institution Lebens­
stilspezialistinnen seien. Denn sie brächten notwendige Grund­
haltungen im Blick auf die bedrohte Schöpfung ein (Ehrfurcht, 
Dankbarkeit, Empathie, Maßhaltung, Demut, Opferbereitschaft), 
leisteten Orientierung und Motivierung durch Modelle gelebter 
Schöpfungsverantwortung (Heilige, Orden) und böten in ihren 
Gemeinschaften Orte der gegenseitigen Anregung, der Bestär­
kung und der Kontrolle. 
In der Pastoral seien die Verheißungen des Glaubens im Hinblick 
auf die durch Schöpfungsverantwortung zu gewinnende Lebens­
fülle zu betonen. Die Gesellschaft bedürfe etwa angesichts des 
ökologischen Hauptproblems des Verkehrs eines neuen Maßes 
für Raum und Zeit. Die zentrale Botschaft des Glaubens sei hier 
der Segen der Langsamkeit im Sinne von «weniger ist mehr», wie 
im Rahmen des österreichweiten Projekts des Autofastens oder 
bei Fuß-Wallfahrten erfahren werde. In Bezug auf das Beispiel 
der Ernährung und den darin liegenden ökonomischen, sozialen, 
tierethischen, gesundheitlichen und ökologischen Problemen 
gehe es um das Motiv, «Geschmack am Leben» zu erfahren. Die 
zentrale Botschaft des Glaubens sei dabei das Wissen um ein Ge­
nug im Sinne von «es reicht für alle» und könne beispielsweise in 
den biblischen Speisungswundern erschlossen werden.5 

Insgesamt ist dieser Tagung eine Verknüpfung von systematischer 
und praktischer Theologie einerseits und pastoraler Praxis ande­
rerseits gelungen. Der Ertrag der Tagung kann insbesondere in 
den diskutierten pastoralen Chancen und Erfordernissen gesehen 
werden: 
Erstens: Die Pastoral bedarf aus theologischen Gründen der Er­
kenntnis, daß Schöpfungsverantwortung zu ihrem Kernbereich 
gehört. Die Wiederentdeckung der Gottesfrage in der Schöp­
fungsfrage ist die Voraussetzung dafür, daß Nachhaltigkeit von 
der Kirche als Prinzip ernst genommen wird. 
Zweitens: Die stärkere Verankerung der Schöpfungsverantwor­
tung birgt die Chance für die Kirche, als «Ort ansteckender Nach­
haltigkeit» (A. Zahrnt) für umweltbewegte Kirchendistanzierte 
an Attraktivität zu gewinnen. Dabei ist allerdings Glaubwürdig­
keit im kirchlichen Handeln und das Aufzeigen von Aktivitäten, 
in denen die Kirche als Vorbild dient, gefordert. 
Drittens: Die Präsentation von gelungenen Projekten und der Er­
fahrungsaustausch in den Workshops eröffnete Handlungsoptio­
nen in den einzelnen Pastoralbereichen. Dies verdeutlichte, daß 
5 Auch «Cor unum» betont die vorhandene Fülle. Vgl. Päpstlicher Rat «Cor 
Unum», Der Hunger in der Welt. Eine Herausforderung für alle: solidari­
sche Entwicklung. Hrsg. vom Sekretariat der Deutschen Bischofskonfe­
renz. (Verlautbarungen des Apostolischen Stuhls, 128). Bonn 1996. 
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kirchliche Schöpfungsverantwortung nicht nur motivierend wirkt, 
sondern insbesondere auch die Vorstellungen von Lebensqualität 
zu thematisieren vermag. 
Der Erfolg dieser Pastoraltagung wird sich insbesondere an der 
pastoralen Umsetzung zu messen haben. Daß ein wichtiger Schritt 
zu einer stärkeren kirchlichen Gewichtung der Schöpfungsverant­
wortung erfolgt ist, lassen nicht nur die motivierenden Handlungs­
impulse erkennen, sondern insbesondere auch die durchgehende 
Beteiligung einiger Bischöfe und ihre positive Reaktion, die kirch­
liche Selbstverpflichtung in diesem Bereich verstärken zu müssen. 

Dies brachte Alois Schwarz, der in der Bischofskonferenz zustän­
dige Bischof für Umweltfragen, zum Ausdruck, indem er die Ta­
gung mit dem ausdrücklichen Auftrag an die Teilnehmerinnen 
schloß, in den jeweiligen pastoralen Feldern das Gespräch mit 
der Politik zu suchen und diese in die Pflicht zu nehmen sowie 
in den eigenen kirchlichen Bereichen die Schöpfungsverantwor­
tung umzusetzen.6 Edeltraud Koller, Linz 

6 Die Beiträge der Referentinnen werden voraussichtlich im Herbst 2007 
in einem Tagungsband veröffentlicht. 

Gerechtigkeit und die Würde der Opfer 
Politik und Vergangenheitsdiskurs in Osttimor 

Zur Überraschung vieler internationaler Beobachter fanden die 
Präsidentschaftswahlen in Osttimor am 9. April 2007 nach dem 
Urteil von Wahlbeobachtern unter weitgehend fairen und ord­
nungsgemäßen Bedingungen statt.1 Dabei erreichte keiner von 
den acht Kandidaten die notwendige absolute Mehrheit, sodaß es 
am 8. Mai 2007 zu einer Stichwahl zwischen den zwei erstplazier-
ten Bewerbern für das Präsidentenamt, dem gegenwärtig amtie­
renden Regierungschef José Ramos-Horta und dem Parlaments­
präsidenten und Kandidaten der regierenden Partei «Fretilin» 
Francisco Guterres kommen wird. Wenige Tage vor den Wahlen 
hatte Human Rights Watch in einer Erklärung festgestellt, daß 
nur dann eine stabile Entwicklung der Demokratie und der Ge­
sellschaft Osttimors zu erwarten sei, wenn der neugewählte Prä­
sident und die nach den Parlamentswahlen von diesem Jahr neu 
bestellte Regierung eine glaubwürdige Menschenrechtspolitik 
verfolgen würden. Als notwendige Schritte für die Stabilisierung 
Osttimors bezeichnete Human Rights Watch die Untersuchung 
und Ahndung der Verbrechen, die während der letzten Unruhen 
im April und Mai 2006 von marodierenden entlassenen Soldaten 
und von Polizeitruppen begangen wurden, sowie die bisher nicht 
in Angriff genommene Verwirklichung der Empfehlungen, die 
im mit dem Titel «Chega» («Genug») überschriebenen Schluß­
bericht der «Empfangs-, Wahrheits- und Versöhnungskommissi­
on» (CAVR bzw.TRRC) formuliert worden sind. Das Parlament 
hatte den Bericht der CAVR zwar bereits im November 2005 er­
halten, ihn aber bislang nicht ausreichend gewürdigt.2 

Der Brief von Human Rights Watch rückte nicht nur die Frage 
nach der Aufklärung und der Bestrafung der Verbrechen aus 
dem Jahre 2006 in das Zentrum öffentlicher Aufmerksamkeit, er 
machte durch seinen Hinweis auf den Schlußbericht der CAVR 
erneut auf die Mängel aufmerksam, welche den Prozeß der Auf­
arbeitung der Vergangenheit in Osttimor und in Indonesien be­
stimmen. Darüber hinaus stellte er eine Verbindung zwischen der 
aktuellen instabilen gesellschaftlichen Lage Osttimors und den 
langfristigen Folgen der Besetzung durch Indonesien in den Jah­
ren 1975 bis 1999 her.3 Schließlich erinnerte der Brief daran, daß 
- wie in vielen andern Fällen so auch im Falle von Osttimor -Ver­
gangenheitspolitik durch ein komplexes Wechselspiel zwischen 
einem sich langsam herausbildenden transnationalen Lern- und 
Normbildungsprozeß für eine globale Menschenrechtspolitik und 
den lokalen Verhältnissen bestimmt wird.4 Für Osttimor war die 

1 Zum Einspruch einiger unterlegener Kandidaten bei der Wahlkommis­
sion vgl. den Bericht in «The International Herald Tribune» vom 10. April 
2007. 
2 Der Abschlußbericht der CAVR ist auf dem Internetportal des interna­
tional Center for Transitional Justice» zugänglich. Zu dem von der CAVR 
ausgewerteten Datenmaterial vgl. Human Rights Data Analysis Group/ 
A Benetech Initiative, Hrsg., The Profile of Human Rights Violations in 
Timor-Leste, 1974-1999. Benetech, Palo Alto/CA 2006; Ben Kiernan, The 
Demography of Génocide in Southeast Asia. The Death Tolls in Cambo-
dia, 1975-79, and East Timor, 1975-80, in: Criticai Asian Studies 45 (2003)4, 
585-597. 
3 Vgl. Human Rights Watch, Hrsg., Tortured Beginnings. Police Violence 
and the beginnings of Impunity in East Timor. April 2006,16f. 

Abhängigkeit lokaler Entscheidungen von internationalen und 
regionalen Akteuren besonders prägend, weil der erst 2002 in die 
volle Unabhängigkeit entlassene Staat seine Auseinandersetzung 
mit der Vergangenheit in einer Phase wirtschaftlicher Schwäche, 
gesellschaftlicher und politischer Instabilität beginnen mußte. 
Denn während der Vorbereitung und der Durchführung des un­
ter der Aufsicht der UNO durchgeführten Referendums, ob Ost­
timor ein unabhängiger Staat oder eine indonesische Provinz mit 
beschränkter Autonomie werden solle, haben pro-indonesische 
Milizen und die Streitkräfte Indonesiens 1999 die Bevölkerung 
mit Gewalt einzuschüchtern versucht. Trotzdem stimmten mehr 
als 78,5 Prozent der Wahlberechtigten für die Unabhängigkeit 
Osttimors. Während dieser Phase wurden von den Milizen unter 
Rückendeckung der indonesischen Armee zwischen 1200 und 
2000 Menschen ermordet, drei Viertel der Bevölkerung vertrie­
ben, mehrere hundert Frauen und Mädchen vergewaltigt. Drei 
Viertel der Infrastruktur wurden zerstört. Erst durch das Eingrei­
fen einer internationalen Friedenstruppe (INTERFET) wurde 
dieser Terror beendet, aber Osttimor mußte mit bescheidensten 
Mitteln und angewiesen auf massive ausländische Hilfe seinen 
Weg in die Unabhängigkeit gehen. 
Diese Ausgangslage war auch für den Spielraum ausschlagge­
bend, innerhalb dessen die Regierung und die Bevölkerung Ost­
timors Formen der gerichtlichen und außergerichtlichen Aufar­
beitung der Vergangenheit entwickeln konnten. Dabei drifteten 
von Anfang an die Optionen der Regierung und der Bevölkerung 
auseinander, räumte doch die Regierung im Interesse nationaler 
und internationaler Stabilität der «Versöhnung» Vorrang vor der 
Gerechtigkeit ein, während Opfer, Opferverbände und zivilge­
sellschaftliche Organisationen die Aufklärung über die Vergan­
genheit und die Strafverfolgung als adäquate Wege für einen in-
tergralen «Versöhnungsprozeß» einforderten. Bis heute kam es 
zu keinem Ausgleich zwischen diesen beiden Positionen. Schon 
im Jahre 1999 hatten Menschenrechtsorganisationen und die von 
der UNO eingesetzte Untersuchungskommission zu Osttimor 
die Errichtung eines internationalen Ad Hoc Tribunals, ähnlich 
den Ad Hoc Tribunalen für Ruanda und Jugoslawien, gefordert, 
aber der UN-Sicherheitsrat übertrug die Untersuchung und 
strafrechtliche Verfolgung der während der Phase des Referen­
dums 1999 begangenen schweren Vergehen der indonesischen 
Gerichtsbarkeit (Ad Hoc Tribunal in Jakarta). Diese Verfahren 
waren durch prozedurale Mängel gekennzeichnet, z.B. wurden 
vorliegende Beweismittel von der Anklage gar nicht zur Kennt­
nis genommen. Außerdem hielt sich das Gericht an die behörd­
lichen Vorgaben, nur schwere Menschenrechtsverletzungen, die 
im April und September 1999 in Dili, Liquiça und Suai verübt 
wurden, zu untersuchen. Die Massaker in Los Palos und Oecussi 
sowie die Vertreibung von mehreren hunderttausend Menschen 
4 Vgl. Anika Oettler, Vergangenheitspolitik zwischen globalen Normen 
und lokalen Verhältnissen. (GIGA Focus, Nr. 6). Hamburg 2006, 4ff.; Hai 
Hill, João M. Saldanha, Hrsg., East Timor. Development Challenges for the 
World's Ne west Nation. Palgrave, New York 2001 (vor allem die Beiträge 
von Jonathan Haughton und Paul Collier). 
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über die Grenze nach Westtimor wurden nicht untersucht. Indem 
das Gericht seine Ermittlungspflicht im Rahmen außergericht­
lich festgelegter Vorgaben hielt, verzichtete es auf die Möglich­
keit, die Verantwortlichkeiten auf mittlerer und höchster Ebene 
zu untersuchen. Entsprechend dieser Verfahrensweise fielen 
auch die Urteile aus: von 18 Angeklagten wurden nur sechs zu 
geringen Gefängnisstrafen verurteilt, wobei mit einer Ausnahme 
diese Urteile vom Obersten Gerichtshof aufgehoben wurden.5 

Parallel zu dem Ad Hoc Tribunal in Jakarta wurde von der UN-
Verwaltung (UNTAET) in Osttimor ein Sondergericht in Dili 
eingerichetet. Dessen Organe, die Serious Crimes Unit, die Spe­
cial Panels for Serious Crimes und die Defence Unit, stellten die 
Form eines «hybriden Gerichtes» dar, das unter der doppelten 
Aufsicht des UN-Sicherheitsrates und Osttimors schwere Men­
schenrechtsvergehen aus der Referendumsperiode von 1999 
nach internationalem Recht beurteilen sollte. Dieses Gericht 
konnte zwar eine Reihe von Verfahren erfolgreich zu Ende 
führen. Es konnte aber nicht umfassend und damit dem Prinzip 
unparteilicher Gerechtigkeit entsprechend seine Aufgabe wahr­
nehmen, weil die indonesischen Behörden jede Zusammen­
arbeit verweigerten, und weil das Gericht selber nur bis Ende 
Mai 2005 tätig werden konnte, denn zu diesem Zeitpunkt lief 
das Mandat der UN-Mission für Osttimor aus.6 Im Endeffekt 
hat diese Doppelspurigkeit mit einem Ad Hoc Tribunal in Ja­
karta und dem «hybriden Gericht» in Dili dazu geführt, daß es 
zu keinem integralen Prozeß der Wahrheits- und Rechtsfindung 
kommen konnte. 

Gerechtigkeit und Versöhnung 

Im Unterschied zu diesen beiden Spezial-Gerichten verfolgte die 
CAVR von Anfang an einen breiten Ansatz der Aufarbeitung der 
Vergangenheit. Im Sommer 2000 schlug der «Conselho Nacional 
de Resistência Timorense» (CNRT) eine Kommission zur Auf­
arbeitung der Vergangenheit nach dem Vorbild lateinamerikani­
scher und afrikanischer Wahrheitskommissionen vor. Am 13. Juli 
2001 verabschiedete die UNTAET ein entsprechendes Statut für 
die CAVR.7 Unter dem Stichwort «Truth Seeking» war es ihre 
erste Aufgabe, eine umfassende und gleichzeitig systematische 
Dokumentation von schweren Menschenrechtsverletzungen 
während der Besetzung Osttimors durch Indonesien (25. April 
1974 bis 25. Oktober 1999) zu erstellen. Untersucht werden soll­
te, ob diese Verbrechen Teil einer geplanten Politik gegen die 
Bevölkerung Osttimors war und geklärt werden sollte, welche 
staatlichen, militärischen und paramilitärischen Akteure daran 
beteiligt waren. Sieben nationale und 28 regionale Kommissare 
sowie dreizehn lokale Bezirksteams befragten über 7000 Opfer 
und Zeugen, führten öffentliche Anhörungen mit Opfern, Zeu­
gen sowie Experten durch und veranstalteten regelmäßig Com­
munity Hearings in den einzelnen Bezirken Osttimors. Auf der 
Basis der Befragungen, der Analyse von Dokumenten und der 
Untersuchung von Gräbern kam die CAVR zum Ergebnis, daß 
von 1974 bis 1999 mindestens 102800 Bewohner Osttimors getö­
tet wurden oder an den Folgen der Besetzung Osttimors, nämlich 
an Hunger und an Krankheiten starben. Rund 85 Prozent dieser 
Vergehen wurden durch die indonesischen Sicherheitskräfte 
(Armee und Polizei) und deren timoresische Hilfskräfte verur­
sacht. Die Menschenrechtsvergehen waren schwerwiegend, ge­
schahen auf dem ganzen Territorium und erfolgten geplant. In­
donesische Sicherheitskräfte setzten Hunger als Kriegswaffe ein, 

führten willkürliche Exekutionen durch, gebrauchten systema­
tisch Folter und Vergewaltigung als Einschücherungsmittel. Die 
Armeeführung verletzte kontinuierlich internationales Kriegs­
und Völkerrecht, indem sie wahllos die Zivilbevölkerung zum 
Ziel militärischer Aktionen machte und durch das internationale 
Kriegsrecht verbotene Waffen einsetzte. Gehen der größte Teil 
der Verbrechen zu Lasten der indonesischen Regierung und ih­
rer zivilen und militärischen Organe, sind 10 Prozent der Ver­
brechen der «Unabhängigkeitsfront für Osttimor» (FRETILIN) 
anzurechnen. 
Neben der Aufklärung über schwerwiegende Menschenrechts­
verletzungen führte die CAVR sogenannten Community Ré­
conciliation Processes durch. In diesen Verfahren ging es darum, 
Täter, die keine Kapitalverbrechen begangen hatten, in die Dorf­
gemeinschaften zu integrieren. Die Community Reconciliation 
Processes setzten ein vollständiges Tatgeständnis und die Bereit­
schaft zur Verantwortungsübernahme von Seiten der Täter vor­
aus. Sie konnten nur durchgeführt werden, wenn die betroffene 
Dorfgemeinschaft für ein solches Verfahren bereit war. Bei allen 
Verfahren mußten Vertreter der CAVR mitwirken. Die Commu­
nity Reconciliation Processes verbanden formale Gerichtsver­
fahren mit der Anhörungspraxis der CAVR und traditionellen 
Gemeinschaftsriten.8 

Mit ihrem Abschlußbericht «Chega» und den Verfahren der 
Community Reconciliation Processes gelang es der CAVR, ge­
sellschaftliche und juristische Aufarbeitung der Vergangenheit 
miteinander in Beziehung zu setzten. Auf diese Weise leistete sie 
einen Beitrag zur Wahrheitsfindung und zur Versöhnung, wozu 
das «hybride Gericht» in Dili nicht in der Lage war, und was das 
Ad Hoc Tribunal in Jakarta nicht zu leisten gewillt war. Die in­
ternationale Kritik an den beiden Gerichten in Jakarta und Dili 
wurde zu Beginn des Jahres 2005 immer stärker, so daß der dama­
lige UN-Generalsekretär Kofi Annan eine internationale Exper­
tenkommission einsetzte, um die bisherigen Gerichtsverfahren 
zu überprüfen. Die Regierung Indonesiens versuchte schon im 
Vorfeld, mögliche Kritik dieser Kommission auszuschalten, in­
dem sie im Dezember 2004 mit der Regierung Osttimors eine 
«Wahrheits- und Freundschaftskommission» (TFC) vereinbarte. 
In der Vereinbarung, die Grundlage der TFC ist, wurde festge­
halten, daß nur die Referendums-Periode von 1999 untersucht 
werden solle, daß die Untersuchungsergebnisse der TFC zu kei­
ner Strafverfolgung führen könnten und daß die Frage der «in­
stitutionellen Verantwortlichkeit» nicht Gegenstand der Anhö­
rungen sein werde. Dabei beriefen sich die beiden Regierungen 
auf die «Südafrikanische Wahrheitskommission» als ihr Vorbild, 
ohne aber deren komplexes Wechselspiel von Wahrheit, Versöh­
nung und Amnestiegewährung zu berücksichtigen. Dazu gehört 
auch, daß im Unterschied zu den Verfahren in Südafrika keine 
umfassenden Hearings der Opfer und keine Untersuchungen der 
Verantwortung von Institutionen vorgesehen sind. Es ist darum 
nicht überraschend, daß die TFC sofort die Kritik von Menschen­
rechtsorganisationen und Wissenschaftlern auf internationaler 
Ebene sowie in Indonesien und Osttimor hervorgerufen hat. 
Denn es besteht die dringende Gefahr, daß es der indonesischen 
Regierung mit der Errichtung der TFC gelingen könnte, einen 
asymmetrischen Vergangenheitsdiskurs zu etablieren und auf 
diese Weise den Opfern ihrer Politik ein zweites Mal ihre Würde 
zu rauben.9 Nikolaus Klein 

5 Vgl. Bernd Häusler, Gerechtigkeit für die Opfer. (Schriftenreihe Gerech­
tigkeit und Frieden, 98). Justitia et Pax, Bonn 2003, 8-16, 112-116; David 
Cohen, Intended to Fail. The Trials Before the Ad Hoc Human Rights 
Court in Jakarta. ICTJ, Brüssel u. New York 2003. 
6 Megan Hirst, Howard Varney, Justice Abandoned? An Assessment of the 
Serious Crimes Process in East Timor. ICTJ, Brüssel u. New York 2005; 
Caitlin Reiger, Marieke Wierda,The Serious Crimes Process in Timor-Le-
ste: In Retrospect. ICTJ, Brüssel u. New York 2006. 
7 UNTAET, Hrsg., Regulation No. 2001/10: On the Establishment of a 
Commission for Réception, Truth and Reconciliation in East Timor, par 
2.1-3.4; 13.1-13.3; 16.1-16.5; 22.1-27.9. 

8 Zur wissenschaftlichen Begleitung vgl. Piers Pigou, Crying WithoutTears. 
In Pursuit of Justice and Reconciliation in Timor-Leste. ICTJ, Brüssel u. 
New York 2003; Hilmar Farid, Rikardo Simarmatra,The Struggle for Truth 
and Justice. ICTJ, Brüssel u. New York 2004; Andrea Fieschenberg, Zwi­
schen Trauma, Post-Konflikt und Staatsaufbau in Osttimor, in: Michael 
Waibel u.a., Hrsg., Krisenregion Südostasien. Alte Konflikte und neue 
Kriege. Bad Honnef 2006,141-165; Alexander Loch, Haus, Handy & Halle-
luja. Psychosoziale Rekonstruktion in Osttimor. Eine ethnopsychologische 
Studie zur postkonfliktuösen Dynamik im Spannungsfeld von Identität, 
Trauma, Kultur und Entwicklung. Frankfurt/M. 2007. 
9 Vgl. Pablo De Greiff,Triai and Punishment: Pardon and Oblivion. On Two 
Inadéquate Policies for the Treatment of Former Human Rights Abusers, 
in: Philosophy and Social Criticism 22 (1996), 93-111,97. 
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